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ie Reaktionen hätten kaum ähn-
licher, die Anlässe kaum unter-

schiedlicher sein können: Jubel
bei zahlreichen Nichtregierungsorgani-
sationen aus dem Umwelt- und Entwick-
lungsbereich sowohl über das Ende der
WTO-Ministerkonferenz von Seattle am
3. Dezember 1999, als auch über das En-

de der UN-Konferenz über biologische
Vielfalt von Montreal am 29. Januar
2000. In Seattle begann keine neue Run-
de von.Handelsliberalisierungen; in Mon-
treal einigten sich die Vertragsparteien
auf Beschränkungsmöglichkeiten des
Handels mit gentechnisch veränderten
Organismen.! Ergebnisse und Begleitum-
stände beider Konferenzen werfen ein
Licht auf die zunehmende Akzeptanz-
krise, in die das Regime der weltweiten

Handelsliberalisierung geratenist.

Die WTO als Weltwirtschaftsver-
fassung?

Am 15. April 1994 wurde in Marrakesch
(Marokko) von den Mitgliedstaaten des
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkom-
mens (GATT) die Welthandelsorga-
nisation (WTO) gegründet.Sie bildet den
organisatorischen Rahmendesneu gefaß-
ten GATT 1994, des allgemeinen Dienst-

leistungsabkommens (GATS), des Ab-
kommensüber handelsbezogene Aspek-
te des geistigen Eigentums (TRIPs) und
zahlreicher Nebenabkommen? Ihreinsti-
tutionelle Besonderheitist der integrier-
te Streitschlichtungsmechanismus. Da
dessen Entscheidungen nur durch einen
Konsensaller WTO-Mitglieder abgelehnt
werden können, erlangen sie praktisch
automatisch Rechtskraft. Die unterlege-
nen Staaten werdennicht selten gezwun-
gen, Handelsschranken,die auf nationa-

len Umwelt- und Gesundheitsschutzge-

setzen beruhen, aufzugeben. Zu den spek-
takulärsten Fällen in diesem Sinne zähl-
ten das EG-Importverbot für hormon-
behandeltes Rindfleisch und die Weige-
rung der USA, Krabbenprodukte zu im-
portieren, die mit Methoden gefangen
wurden,bei denen Meeresschildkröten zu

Tode kamen.’
Die Veränderungen des Welthandels-

rechts durch die Gründung der
WTO haben verschiedene Autor-
Innen dazu veranlaßt, in der WTO

eine neue „Weltwirtschaftsver-

fassung“ zu sehen.? Dies wurde in
erster Linie mit der Verrechtlichung
der internationalen Handelsbezie-
hungen begründet. Auch wenn die
WTO auf Rechtsregeln und nicht
aufbloßer Machtpolitik beruht(rule
versus power oriented), kann sie
trotzdem nicht als Weltwirtschafts-
verfassung angesehen werden. Sie
ist einseitig auf die Reduzierung
von Handelshemmnissen ausgerich-
tet und verfügt über keine Mecha-
nismen, in denen andere Ziele der

internationalen Gemeinschaft (Um-
weltschutz, Entwicklungspolitik,
Schutz sozialer Standards) mit dem Ziel
der Handelsliberalisierung im Sinneei-
ner „praktischen Konkordanz“ in Ein-

klang gebracht werden könnten.

Demokratische Legitimation der
WTO-Rechtssetzung

Die materiellen Regeln der WTO unddie
verbindliche Streitbeilegung haben in
Teilbereichen der internationalen Wirt-
schaftsbeziehungen inzwischeneine der-
artige Bedeutungentfaltet, daß die WTO-
Rechtssetzungals dritte Ebene neben die
nationale und die europäische Rechts-
setzungtritt und diese teilweise überla-
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gert. Dies wirft die Frage nach der Legi-
timation des WTO-Rechts auf.

NachtraditionellerAuffassung werden
völkerrechtliche Verträge durch die Zu-

. stimmung des Parlaments zu einem Ver-
trag und die parlamentarische Kontrolle
der Außenpolitik legitimiert. Diese Le-
gitimation weist jedoch aus demokratie-
theoretischer Sicht strukturelle Defizite

 

auf. Die Parlamente können an dem Ver-
tragsentwurfregelmäßig nichts mehr än-
dern; sie sehen sich einem außenpoliti-

schen „fait accompli“ gegenüber. Die
einmal getroffene Zustimmung kann -
anders als ein innerstaatliches Gesetz -
kaum wieder rückgängig gemacht wer-
den, da die Kündigung eines multilate-
ralen Vertrages mit hohen Hürden verse-
hen ist. Auch die Kontrolle der Regie-
rung durch das Parlamentist in interna-
tionalen Entscheidungen nur einge-
schränkt möglich.
Hinzu kommt, daß den Parlamenten die

Bedeutungihrer Zustimmung oft nicht
bewußtist. Dies zeigte sich deutlich an
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der Zustimmung des Bundestages. zu den
WTO-Verträgen.’ Nach Abschluß der
Uruguay-Rundeblieb ihm angesichts der
im Oktober 1994 stattfindenden Bundes-
tagswahl kaum Zeit, sich mit dem Ergeb-
nis der Verhandlungenintensiv zu befas-
sen. In der Ratifikationsdebatte wurde
kaum über die WTO, sondern über ande-

re wirtschaftspolitische Themen disku-
tiert, die im Zusammenhang mit dem
Wahlkampf standen. Der Bundestag
stimmte dem WTO-Abkommenentspre-
chend mit nur wenigen Gegenstimmen
zu. Mit Ausnahme des US Kongressesist
die Entscheidung in den anderen Parla-
menten weitestgehend ähnlich verlau-
fen.® Im Ergebnis läßt sich somit ein deut-
liches Defizit an demokratischer Legiti-
mation für die WTO feststellen.

Partizipation und Transparenz der
WTO-Entscheidungsfindung

Auchin der WTO-Entscheidungsfindung
zeigen sich Defizite. Am augenfälligsten
ist die Diskrepanz zwischen dem formal
in der WTO geltenden Prinzip der
Konsensentscheidung unddertatsächli-
chen Praxis. Nach dem Konsensprinzip
gilt eine Entscheidung dannals angenom-
men, wenn ihr niemand formell wider-

spricht. Dieses egalitäre Prinzip, das auf
den ersten Blick jedem Staat ein forma-
les Veto-Rechteinzuräumenscheint, wird

jedoch zur Farce, wenn einem Staat
schlicht die materiellen Ressourcen feh-
len, um zum Zeitpunktder Entscheidung
mit einer Vertretung anwesend zu sein.
In PraktikerInnenkreisen wird davon aus-
gegangen, daß ein Land mindestens vier
Delegierte in Genf haben muß, die sich

fast ständig mit der WTO befassen, um
an allen Sitzungen teilnehmenzu können,
wozulängstnicht alle Staaten in der Lage
sind. Das Konsensprinzip ist damit - an-
ders als in der Literatur zuweilen vertre-
ten? - faktisch kein Instrument zum
Schutz der Schwachen, sondern zur Si-
cherung des Einflusses der Mächtigen,
die sich eine omnipräsente Vertretung
leisten können.
Die WTO-Entscheidungsfindung

zeichnet sich zudem durch ein hohes Maß
an Informalität und Intransparenz aus.
Dieszeigt sich an den sog.„green room“-

Gesprächen, die ein zentrales Struktur-
element der WTOdarstellen. Diese in-
formellen Konsultationen werden be-
nutzt, um unter Ausschluß der meisten

WTO-Mitgliedstaaten einen Konsens in
bestimmten Fragen zu erreichen. Sie be-
ginnen regelmäßig damit, daß der/die
Vorsitzende eines WTO-Organs dessen
Sitzung unterbricht, „damit die Mitglie-
der in informellen Gesprächen einen
Konsensfinden können.“ Danachziehen
sich einige wenige Delegationen - immer
die sog. Quad-Staaten (USA, EG, Kana-

da und Japan) und manchmaleinige

wichtige Entwicklungsländer (Indien,

Brasilien oder ein ASEAN-Mit-
glied) - in einen nicht bekanntge-
machten Raum zurück, um dort

weiterzuverhandeln. Gelangen sie
zu einem Ergebnis, wird dieses als
Konsenslösung dem Hauptorgan
präsentiert, in dem die übrigen Sta-
aten diesem Ergebnis faktisch nur
noch zustimmen können. Fast im-
mer werden im „green room“ auch

die endgültigen Rechtstexte ausge-
handelt. Zusammensetzung und
Verhandlungsthemen der „green
room“-Gruppe werden von dem/
der Vorsitzenden und den Quad-
Staaten festgesetzt und sind nicht
transparent. Mitgliedsstaaten, die
nicht am „green room“-Prozeß teilge-

nommen haben, werden nur sehr spora-
disch über den Verlaufund die Ergebnis-
se informiert. Teilweise wurde interes-
sierten StaatenvertreterInnen sogar der
Zutritt zu einem „green room“- Gesprä-

chen verweigert.!’ Dies dürfte aufgrund
des Prinzips der souveränen Gleichheit
der Staaten und des Prinzips der egalitä-
ren Repräsentation der Mitgliedsstaaten
in der WTO-Entscheidungsfindung
rechtswidrig sein.

Das Scheitern der Ministerkonfe-
renz von Seattle

Die Ministerkonferenzist das höchste Or-
gan der WTO.Sie setzt sich aus den Han-
dels- und WirtschaftsministerInnen zu-
sammen und tagt mindestens alle zwei
Jahre. Auf der Konferenzin Seattle soll-
te eine neue multilaterale Verhandlungs-
runde eröffnet werden. Diese Runde,die

vorab schonals „Millenium Runde“pro-

pagiert wurde, hätte zu einer weiteren
Liberalisierung derinternationalen Wirt-
schaftsbeziehungen,vorallem im Dienst-
leistungs- und im Agrarsektorführensol-
len. Darüber hinaus hatten die verschie-
denen WTO-Mitgliedsstaaten unter-
schiedliche Vorstellungen, worüber noch
verhandelt werden sollte. Während die
EGein ehrgeiziges Programm verfolgte,
das die Themen Umweltschutz, Direkt-

investitionen (quasi als „MAIlight“)!!'
undein internationales Wettbewerbsrecht
umfaßte, strebten die USA eine „kleine

Runde“an, in der neben Agrar- und
Dienstleistungen höchstens noch das
Thema Handelund soziale Standards auf
der Tagesordnunggestandenhätte. Zahl-
reiche Entwicklungsländer standen auf
dem Standpunkt, daß vor einer neuen
weltweiten Liberalisierungsrunde erst
einmal die Auswirkungen der Uruguay
Runde genau analysiert und nachgebes-
sert werdensollten.
Diese Interessengegensätze warenkei-

neswegs beigelegt worden, als sich die
Minister am 30. Novemberin Seattle tra-
fen. Unterschiedliche Vorstellungen der
USA und der EG im Agrarbereich, eine
undiplomatische Verhandlungsführung 

seitens der gastgebenden USA gepaart
mit einer mangelhaften Durchführung der
Konferenz und die zahlreichen Proteste
und Demonstrationen, die jedenfalls am
ersten Tag Verhandlungen praktisch un-
möglich machten,führten dazu, daß sich
die Delegationentrotz nächtlicher Mara-
thonsitzungen nicht auf den Beginn ei-
ner neuen Rundeeinigen konnten.
Bemerkenswert warin Seattle die Ve-

hemenz,mit der eine bunte Koalition aus

Gewerkschaften, Umweltschutzver-

bänden, Nord-Süd-AktivistInnen, Frau-
engruppen, Bio-LandwirtInnen, Kultur-
schaffenden und BürgerInnengruppen
aus vielen Ländern gegen die Konferenz
protestierte und diese durcheine weltwei-
te Medienberichterstattungin die Schlag-
zeilen brachte. Ebenfalls bemerkenswert
war das Erstarken der Entwicklungslän-
der in Seattle. Anders als bei früheren
WTO-Ministertreffen oder als im Rah-
men der GATT 1947-Verhandlungs-
runden waren sie mit konkreten Vorstel-
lungen über die zukünftige Gestaltung
des Welthandelssystems erschienen.Sie
hatten mehrfach gefordert, daß die neue
Rundeeine „Entwicklungsrunde“ werden

müsse, in der vor allem ihre Interessen

Gehör fänden. Als sie merkten, daß die

Industrieländer auf ihre Forderungen nur
minimal eingehen wollten und als sie
zudem von den ab dem dritten Tag ver-
mehrt benutzten „green room“ Gesprä-
chen ausgeschlossen wurden, protestier-
ten sie lautstark und drohten, einer Ab-

schlußerklärung nicht zuzustimmen. Die-
se Drohunghat die Verhandlungsfüh-
rerInnen derart beeindruckt, daß sie es
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nicht einmal mehr wagten, ein formelles
Abschlußdokument zur Abstimmung zu
stellen. Die Konferenz wurde ergebnis-
los abgebrochen. Fünf Jahre nach ihrer
Gründungsteht die WTO damit mitten
in einer schweren Existenzkrise.

Nach der Krise: Reform oder
„business as usual“?

Inzwischen hat die WTO ihre Arbeitin
Genf wieder aufgenommen. Unklarist,
wie es weitergehen wird. Problematisch
ist insbesondere, daß die WTO-Verträge
eine Verpflichtung enthalten, mit den
Verhandlungen in bestimmten Gebieten
fünf Jahre nach Inkrafttreten des Vertra-
ges zu beginnen. DerAllgemeine Rat der
WTO, zwischen den Ministertagungen
das wichtigste Organ, hat entschieden,
daß Verhandlungen im Dienstleistungs-
und Landwirtschaftssektor („built-in

agenda“) im Februar bzw. März begin-
nensollten. Da die Delegationen für die-
se Verhandlungen jedoch von ihren Re-
gierungen kein Mandat erhalten haben,
werden wohl keine echten Verhandlungs-
angebote gemacht. Daß es schon bald zu
einer neuen Ministerkonferenz kommen
wird, auf der eine Runde doch noch be-

schlossen wird, ist mehrals fraglich.
Das Scheitern von Ministerkonferen-

zen ist in der GATT-Geschichte schon
öfter passiert. Gleichwohl muß die Mi-
nisterkonferenz von Seattle als Wende-
punkt angesehen werden.Sie hat gezeigt,
daß die WTO und mit ihr das geltende
Welthandelsrecht nicht in der Lage ist,
angemessene Antworten auf die Heraus-
forderung der Globalisierung zu geben.
Der Staatengemeinschaft wurdein Seattle

überdeutlich vor Augen geführt, daß gro-
ße Teile der Gesellschaft das Primat der
Handelsliberalisierungen als zentrales
Strukturelement des Welthandelsrechts
nicht akzeptieren. Es ist deshalb kein
Zufall, daß knapp acht Wochen nach der
Konferenz von Seattle auf der UN-Kon-
ferenz in Montreal ein Vertragswerk er-
folgreich abgeschlossen werden konnte,
das nicht von dem Primat der Han-
delsliberalisierung, sondern durch das ge-
sundheitliche und ökologische Vorsorge-

=; prinzip gekennzeich-
*% net ist, auch wenn sich

= die Bedeutung des
-- Protokolls von Mont-

real in der Praxis erst
®; noch zeigen muß.

‘° Man muß zwar
‘“ nicht gleich die Ab-
schaffung der WTO

‘ fordern”, dennoch

: kann es für die WTO
nicht „back to busi-

„. ness as usual“ heißen.
© Die Mitgliedstaaten

der WTO müssen den
Reformbedarf des Sy-
stems erkennen und

adäquat darauf reagieren. Drei Aspekte
stehen hierbei im Mittelpunkt: Das WTO-
Recht muß sich gegenüber Umwelt-
schutz-, Entwicklungs- und Sozial-
schutzinteressen öffnen und deren
Grundprinzipien als gleichrangig neben
der Liberalisierung des Handels anerken-
nen. Die Entscheidungsfindung in der
WTO muß so gestaltet werden, daß sich
alle Staaten dort wiederfinden und
schließlich muß die WTO-Rechtssetzung
einer verbesserten demokratischen Kon-
trolle und Begleitung unterzogen werden.
DieserAppell richtet sich allerdings nicht
nur an die Delegationen in Genf und die
Wirtschaftsministerien, sondern auch an

die nationalen Parlamente, die bezüglich
der WTOeinigen Nachholbedarf haben.

Markus Krajewski ist wissenschaft-
licher Mitarbeiter an der Universi-
tät Hamburg.
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